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Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schrift-
lichen Beantwortung 
 
 
 
 
Abgeordnete Eva von Angern (DIE LINKE) 
 
 
Zuweisung von Geldauflagen in Ermittlungs-, Straf- und Gnadenverfahren  
 
Kleine Anfrage - KA 6/8257 
 
Vorbemerkung des Fragestellenden: 
 
Unter dem Titel „Geldsegen aus der Justizkasse“ berichtete die Sendung „REPORT 
Mainz“ am 4. März 2014, dass Richter und/oder Staatsanwälte gemäß StPO ein Ver-
fahren unter Auflage einer Geldbuße einstellen können. Diese Geldauflagen sollen in 
der Regel an gemeinnützige Einrichtungen und Institutionen vergeben werden. Doch 
nicht immer ist das der Fall, da gesetzliche Kriterien für die freie und eigenständige 
Entscheidung der Richter bzw. Staatsanwälte fehlen. 
 
 
Antwort der Landesregierung 
erstellt vom Ministerium für Justiz und Gleichstellung 
 
1. Gab es eine Anfrage des ZDF bzw. der Redaktion der Sendung „Report 

Mainz„ zum Thema vor Ausstrahlung der o. g. Sendung? Falls ja, welchen 
Inhalt hatte diese Frage und wie lautete die Antwort? 

 
Ja, es gab eine Presseanfrage des ARD (Sendung Report Mainz). Im Folgenden 
sind die Fragen und Antworten vom 22. Januar 2014 aufgelistet: 
 

1. Frage: 
Welche gesetzlichen Vorgaben, Richtlinien oder Verwaltungsvorschriften regeln 
in ihrem Bundesland die Zuweisung von Geldauflagen und wie genau werden 
die Geldauflagen verteilt?  
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Antwort des MJ LSA: 
Insgesamt betrugen die Geldzuweisungen im Jahr 2012 gut 2,8 Millionen Euro 
(Zahlen zu 2011 und 2012: siehe Anhang). Davon erhielten gemeinnützige Ein-
richtungen ca. 950.000 Euro, die Landeskasse 1,87 Millionen Euro. Bei den 
Zuweisungen an gemeinnützige Einrichtungen entfielen auf den Zuständig-
keitsbereich des OLG Naumburg ca. 532.000 Millionen Euro, auf den Zustän-
digkeitsbereich der Generalstaatsanwaltschaft in Naumburg ca. 419.000 Euro. 
Es handelt sich dabei um Zahlungsauflagen, die Gerichte und Staatsanwalt-
schaften in Ermittlungs-, Straf- und Gnadenverfahren erteilt haben.  
 
2. Frage: 
Gibt es neben Richtern und Staatsanwälten weitere Gremien oder Personen, 
die berechtigt sind Geldauflagen zu verteilen?  
 
Antwort des MJ LSA: 
Nein. 
 
3. Frage: 
Welche Kriterien müssen Organisationen oder Vereine in Ihrem Bundesland er-
füllen, damit Sie berechtigt sind Bußgelder zu erhalten? 3.1. Ist die Gemeinnüt-
zigkeit eine Grundvoraussetzung und wenn ja, wie wird die Gemeinnützigkeit 
überprüft? 4. Führt das Justizministerium oder eine andere Stelle eine Liste mit 
allen Organisationen bzw. Vereinen, die als förderwürdig gelten? Wenn ja, wird 
diese Liste im Internet veröffentlicht oder könnten Sie uns die Liste als Datei 
zusenden? 4.1. Ist diese Liste bindend oder haben Richter und Staatsanwälte 
die Möglichkeit bei der Verteilung von Bußgeldern auch Vereine zu berücksich-
tigen, die nicht auf dieser Liste stehen?  
 
Antwort des MJ LSA: 
Ca. 1.100 Einrichtungen sind in das Verzeichnis der gemeinnützigen Einrich-
tungen eingetragen, das beim Oberlandesgericht Naumburg geführt und alle 
zwei Jahre erneuert wird. Diese Liste wird Richtern und Staatsanwälten zur Ver-
fügung gestellt, gilt jedoch nicht als Empfehlung, sondern zur Information. 
Geldauflagen können darüber hinaus auch gemeinnützigen Einrichtungen zu-
gewiesen werden, die nicht in der Liste genannt sind. Zum Verfahren, das die 
Aufnahme in die Liste regelt:  
http://www.sachsen-
anhalt.de/fileadmin/Elementbibliothek/Bibliothek_Politik_und Verwaltung/Biblio-
thek_MJ/gericht/OLG/pdf/2012/Merkblatt VerzGemn%C3%BCtzige_Vereine.pdf 
 
5. Frage: 
Welche Vereine haben in den vergangenen 5 Jahren von Bußgeldern oder 
Geldauflagen profitiert? Schicken Sie uns bitte eine Auflistung mit den Namen 
der Vereine und der erhaltenen Summe zu.  
 
Antwort des MJ LSA: 
Eine entsprechende Liste liegt hier nicht vor. Die Summen werden dem Ministe-
rium nach den in der Übersicht aufgeführten Gruppen mitgeteilt. 
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6. Frage: 
Wie viel Geld floss pro Jahr in den vergangenen 5 Jahren aus Bußgeldverfah-
ren bzw. infolge erteilter Geldauflagen an Vereine?  
 

Die zur Antwort der Frage 6 erstellten Übersichten für die Jahre 2008 bis 2012 befin-
den sich in der Anlage 1. 
 
2. Wie wird in Sachsen-Anhalt die Zuweisung von Geldauflagen in Ermitt-

lungs-, Straf- und Gnadenverfahren realisiert? Gibt es Kriterien bzw. Re-
geln für ein entsprechendes Zuweisungsverfahren? 

 
Es wird auf die AV des MJ vom 19. März 2014 - 4012-305.2 „Gemeinnützige Einrich-
tungen als Empfänger von Geldbußen“ (MBl. LSA 2014, Teilausgabe B, S. 46) ver-
wiesen. 
 
3. Existiert in Sachsen-Anhalt als Hilfestellung für die Entscheidungsfindung 

ein entsprechendes Verzeichnis (Liste) der gemeinnützigen Einrichtungen 
und Institutionen? Wenn ja, wo wird diese geführt? Wie wird hierbei 
Transparenz gewährleistet? Wer hat diese Liste nach welchen Kriterien 
erstellt? Wann und aus welchen Gründen erfolgt eine Überarbeitung? 

 
Siehe Antwort zu Frage 2. 
 
4. Welche Einrichtungen, Institutionen und Organisationen haben in den 

Jahren 2011 bis 2013 beantragt, auf einer entsprechenden Liste aufge-
nommen zu werden? 

 
Es wird auf die in der Anlage 2 beigefügten Übersichten der Gerichte (Anlagen I - VI) 
verwiesen. 
 
5. An welche Einrichtungen und Institutionen, die auf einer entsprechenden 

Liste standen, wurden in den Jahren 2011 bis 2013 Geldauflagen zugewie-
sen und in welcher Höhe? 

 
Es wird 
 
a) auf die in der Anlage 2 beigefügten Übersichten der Gerichte (Anlagen VII - 

XII) und 
 
b) auf die in der Anlage 3 beigefügten Übersichten der Staatsanwaltschaften 
 
verwiesen. 
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6. Gab es in Sachsen-Anhalt in den letzten drei Jahren Zuweisungen von 

Geldauflagen an Einrichtungen, Vereine, Institutionen, welche nicht auf 
der entsprechenden Liste standen? Wenn ja, an welche und in welcher 
Höhe? 

 
Es wird 
 
a) auf die in der Anlage 2 beigefügten Übersichten der Gerichte (Anlagen VII - 

XII) und 
 
b) auf die in der Anlage 3 beigefügten Übersichten der Staatsanwaltschaften 
 
verwiesen. 
 
7. Welche Einrichtungen, Institutionen und Organisationen haben sich in 

den Jahren 2011 bis 2013 direkt an die Justizbehörden bzw. Gerichte ge-
wandt, um bei der Zuweisung von Geldauflagen bedacht zu werden? Wie 
viele Anträge wurden davon positiv beschieden? Wie hoch war die jewei-
lige Zuweisung? 

 
Es wenden sich regelmäßig Institutionen an die Gerichte mit der Bitte um Zuweisung 
von Geldauflagen. Gelegentlich richten sich die Anschreiben direkt an die in Straf-
sachen tätigen Richter. Häufig handelt es sich hierbei um Institutionen, die bereits im 
Verzeichnis der gemeinnützigen Einrichtungen geführt werden. Da keine Registrie-
rung erfolgt, kann nicht festgestellt werden, „wie viele Anträge davon positiv beschie-
den“ wurden. 
 
Soweit sich Einrichtungen an die Staatsanwaltschaften oder die Generalstaatsan-
waltschaft gewandt haben, werden diese zwecks Entscheidung über eine Aufnahme 
in das Verzeichnis der gemeinnützigen Einrichtungen in Sachsen-Anhalt an das 
Oberlandesgericht Naumburg verwiesen. 
 
8. Gab es in Sachsen-Anhalt Fälle von „Parteilichkeit bzw. Vetternwirtschaft“ 

bei der Zuweisung von Geldauflagen, wie im Beitrag der Sendung „Report 
Mainz“ beschrieben? Wenn ja, welche? 

 
Fälle von „Parteilichkeit bzw. Vetternwirtschaft“ sind bei der Zuweisung von Geldauf-
lagen bisher nicht bekannt geworden.  
 
Im Geschäftsbereich der Staatsanwaltschaft Stendal ist gegen einen Dezernenten 
ein entsprechender Vorwurf erhoben worden. Es ging um eine Zuweisung einer 
Geldbuße an den Förderverein Domchor Stendal e. V., dessen Vorsitzender der 
Staatsanwalt ist. Mit der Bearbeitung des betreffenden Verfahrens war jedoch eine 
andere Dezernentin betraut. Das Verfahren gegen den Staatsanwalt ist gemäß § 170 
Abs. 2 StPO eingestellt worden. 
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9. Welche Kontrollmechanismen gewährleisten, dass die Zuweisung von 

Geldauflagen grundsätzlich an gemeinnützige Einrichtungen und Institu-
tionen erfolgt? Wäre aus Sicht der Landesregierung eine gesetzliche Re-
gelung für die Zuweisung von entsprechenden Geldauflagen sinnvoll und 
angebracht? 

 
Die Regelungen der AV des MJ vom 19. März 2014 - 4012-305.2 „Gemeinnützige 
Einrichtungen als Empfänger von Geldbußen“ gewährleisten, dass Zuweisungen von 
Geldauflagen grundsätzlich an gemeinnützige Einrichtungen und Institutionen erfol-
gen. 
 
Aus Sicht der Landesregierung sind gesetzliche Regelungen für die Zuweisung von 
Geldauflagen nicht erforderlich.  
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